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Sonderbericht des Europäischen Bürgerbeauftragten 
an das Europäische Parlament im Anschluss an den 
Empfehlungsentwurf an den Rat der Europäischen 
Union in der Beschwerde 1487/2005/GG 

Sonderbericht 
Fall 1487/2005/GG  - Geöffnet am 04/05/2005  - Empfehlung vom 14/03/2006  - 
Sonderbericht vom 04/05/2005  - Entscheidung vom 07/12/2006 

(vorgelegt gemäß Artikel 3 Absatz 7 des Europäischen Bürgerbeauftragten [1] ) 

Einleitung 

Der Bürgerbeauftragte ist der Ansicht, dass der vorliegende Fall zwei wichtige Grundsatzfragen 
betrifft, nämlich (1) die Frage der Sprachen, die für die Internet-Auftritte der Ratspräsidentschaft
der EU verwendet werden sollen, und (2) die Frage, ob der Rat für die von seiner 
Präsidentschaft unterhaltenen Websites zur Verantwortung gezogen werden kann. Angesichts 
der Bedeutung der Rolle der Ratspräsidentschaft ist der Bürgerbeauftragte der Ansicht, dass es
wichtig ist zu gewährleisten, dass die auf ihren Websites veröffentlichten Informationen so 
vielen Bürgern wie möglich zugänglich sind. Idealerweise sollten diese Informationen daher in 
allen Amtssprachen der Gemeinschaft veröffentlicht werden. Soll die Zahl der Sprachen für den 
Internet-Auftritt der Präsidentschaft jedoch eingeschränkt werden, so muss die Wahl der 
Sprachen auf objektiven und vernünftigen Kriterien beruhen. Da der Rat es bisher abgelehnt 
hat, die Angelegenheit überhaupt zu prüfen, kann der Bürgerbeauftragte nicht ermitteln, ob die 
von den Präsidentschaften getroffene Wahl diesen Bedingungen gerecht wird. Der 
Bürgerbeauftragte ist daher der Ansicht, dass die Angelegenheit dem Europäischen Parlament 
vorgetragen werden sollte. 

Es erscheint zweckmäßig anzumerken, dass nach der Veröffentlichung des 
Empfehlungsentwurfs des Bürgerbeauftragten im vorliegenden Fall eine Reihe italienischer 
MdEP und ein spanischer MdEP sich mit der Frage an den Bürgerbeauftragten wandten, warum
dieser Empfehlungsentwurf nur die deutsche Sprache und keine sonstige Amtssprache betrifft. 
In seiner Antwort wies der Bürgerbeauftragte darauf hin, dass der Fall des Beschwerdeführers 
lediglich die Frage betrifft, ob der Internet-Auftritt der Präsidentschaften in deutscher Sprache 
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verfügbar sein sollte. Der Bürgerbeauftragte erklärte, dass er daher nicht der Frage 
nachzugehen hatte, ob andere oder alle Amtssprachen der EU ebenfalls zu diesem Zweck 
genutzt werden sollten. 

Zur Vermeidung etwaiger Missverständnisse richtete der Bürgerbeauftragte am 8. Juni 2006 
auch ein Schreiben an die Präsidentschaft. In diesem Schreiben erklärte der Bürgerbeauftragte,
dass er es als bestmögliche Antwort auf den Empfehlungsentwurf betrachten würde, wenn der 
Rat beschließen würde, dass die Websites der Präsidentschaft in allen Sprachen zur Verfügung
gestellt werden. 

Die Beschwerde 

Die folgende Zusammenfassung wird sich auf das vom Beschwerdeführer angesprochene 
zentrale Anliegen beschränken. Weitere Details und Hintergrundinformationen sind aus dem 
Empfehlungsentwurf des Europäischen Bürgerbeauftragten in dieser Angelegenheit [2]  zu 
finden. 

Im Laufe des Jahres 2004 schrieb der Beschwerdeführer (ein Verein zum Schutz der deutschen
Sprache) an die niederländische und die luxemburgische Regierung und ersuchte sie, die 
Internetauftritte ihrer künftigen Ratspräsidentschaften auch in einer deutschen Fassung 
anzubieten. Er wies darauf hin, dass Deutsch die in der EU mit Abstand am häufigsten 
gesprochene Muttersprache sei und nach dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten in der Summe 
der Mutter- und Fremdsprachler an zweiter Stelle liege. Deutsch sei also die Sprache, die 
neben Englisch von den weitaus meisten EU-Bürgern verstanden wird. Mitteilungen der 
EU-Institutionen, die vornehmlich für die europäische Öffentlichkeit bestimmt sind, müssten 
möglichst vielen Unionsbürgern sprachlich zugänglich sein. Werde die Zahl der Sprachen 
begrenzt, müssten diese gemäß ihrem demographischen Gewicht ausgewählt werden. Es sei 
daher unverständlich, dass die Ratspräsidentschaften für ihre Internetauftritte neben ihrer 
Landessprache in der Regel nur Englisch und Französisch benutzen. Die Forderung nach einer 
Berücksichtigung von Deutsch ergebe sich auch aus der Notwendigkeit demokratischer 
Legitimation in der EU. 

Die niederländische wie auch die luxemburgische Regierung lehnten das Ansinnen des 
Beschwerdeführers ab. 

Mit Schreiben vom 22. Januar 2005 ersuchte der Beschwerdeführer den Rat sicherzustellen, 
dass die Internetauftritte der Ratspräsidentschaften künftig auch in einer deutschen Fassung 
angeboten werden. 

In seinem Antwortschreiben vom 4. März 2005 bestätigte der Rat, dass die jeweilige 
Präsidentschaft funktionell Teil des Rates sei. Dies bedeute jedoch nicht, dass die Website des 
Ratsvorsitzes den gleichen Vorgaben unterliege wie die des Rates. Der jeweilige Vorsitz sei für 
die Informationen auf seiner Website allein verantwortlich. Diese Websites sollen die den 
Bürgern von den Gemeinschaftsorganen in den Amtssprachen zur Verfügung gestellten 
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Informationen lediglich ergänzen. In diesem Zusammenhang verwies der Rat auf seine eigene 
Website und die dort vorliegenden Dokumente. Ferner berief er sich auf die Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission [3]  („Verordnung 1049/2001") und die dadurch gebotenen Möglichkeiten. 

Der Rat merkte an, dass der Bürgerbeauftragte bereits Gelegenheit gehabt habe, sich mit der 
Frage der Sprachpraxis der Präsidentschaft sowie der Kommission auseinanderzusetzen. Bei 
der Beschwerdesache 939/99/ME sei es darum gegangen, dass der Kalender der Kommission 
auf der „Europa"-Website nur in Französisch verfügbar war. Die Kommission habe geltend 
gemacht, dass dieses Dokument nur für die Presse bestimmt sei. In seiner Entscheidung vom 
14. Juni 2000 habe der Bürgerbeauftragte Folgendes ausgeführt: „Der Bürgerbeauftragte weist 
darauf hin, dass es in der Europäischen Union 11 Amtssprachen und 12 Vertragssprachen gibt.
Bestimmte Dokumente müssen daher in allen diesen Sprachen vorgelegt werden. Die 
Kommission ist jedoch nicht verpflichtet, alle Dokumente in mehreren Sprachen zu produzieren,
wenn das im Hinblick auf den Zweck des Dokuments nicht notwendig ist. Dem 
Bürgerbeauftragten sind keine gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen über den Gebrauch 
von Sprachen bekannt, die ein Gemeinschaftsorgan daran hindern könnten, auf seiner Website 
Dokumente in der Sprache zu veröffentlichen, in der sie verfasst wurden. Zwar ist es wichtig, 
dass die Kommission die Bürger in allen Sprachen über ihre Tätigkeit informiert, doch ist bei 
ihrer Praxis im gegenständlichen Fall kein Verstoß gegen diese Pflicht festzustellen." 

Im Jahr 2001 habe sich ein italienischer Staatsbürger darüber beschwert, dass der Inhalt der 
Website des belgischen Vorsitzes nur in Niederländisch, Englisch, Französisch und Deutsch 
verfügbar war (Beschwerde 1146/2001/IP). In seiner Entscheidung vom 10. September 2002 
habe der Bürgerbeauftragte festgehalten, dass die Organe und Einrichtungen der Union soweit 
wie möglich den Bürgern Informationen in ihrer eigenen Sprache zur Verfügung stellen sollten. 
Es sei ihm jedoch keine Regel und kein Grundsatz bekannt, der es ihnen verbieten würde, 
Informationen auf ihrer Internet-Seite in weniger als allen Amtssprachen zur Verfügung zu 
stellen. 

Ferner trug der Rat vor, dass sich der anwendbare Rechtsrahmen seit den zitierten 
Entscheidungen nicht geändert habe. Hingegen sei die Zahl der Amtssprachen auf 21 
angewachsen, und damit auch die logistischen Probleme, die mit einer solchen Sprachenvielfalt
einhergehen. Sowohl der Rat selbst als auch sein jeweiliger Vorsitz würden ihr Möglichstes tun, 
um eine möglichst vollständige Information der Bürger in möglichst vielen Sprachen 
sicherzustellen. Auf die Auswahl der Sprachen, in denen der Vorsitz eigene Informationen 
anbietet, habe der Rat jedoch keinen Einfluss. 

Mit Schreiben vom 1. April 2005 wandte sich der Beschwerdeführer an den Bürgerbeauftragten.

Der Beschwerdeführer erhob den Vorwurf, es stelle einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit 
dar, dass der Rat nicht dafür sorgt, dass die Internetauftritte der Ratspräsidentschaften auch in 
einer deutschen Fassung angeboten werden. Er forderte, dass der Rat sicherstellen solle, dass 
die Internetauftritte der Ratspräsidentschaften künftig auch in einer deutschen Fassung 
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angeboten werden. 

Die Untersuchung 

Die Stellungnahme des Rates 

In seiner Stellungnahme machte der Rat folgende Ausführungen: 

Artikel 203 des EG-Vertrags bestimme, dass „[d]er Vorsitz im Rat [...] von den Mitgliedstaaten  
nacheinander für je sechs Monate wahrgenommen [wird]; die Reihenfolge wird vom Rat 
einstimmig beschlossen" (Hervorhebung nicht im Original). 

Die Website des Vorsitzes werde von dem zuständigen Ministerium des betreffenden 
Mitgliedstaates erstellt und betrieben. Dies gehe aus der jeweiligen Website selbst hervor. 
Solche Websites hätten nicht das Ziel, die Ratswebsite und das Dokumentenregister des Rates 
zu ersetzen, sondern sollen diese ergänzen. Auf ihnen erhalte man praktische Informationen 
über die jeweiligen vorsitzspezifischen Aktivitäten wie z. B. informelle Tagungen, 
Kulturveranstaltungen und sonstige Aktivitäten und Initiativen des Vorsitzes. 

Es treffe zu, dass Dokumente des Vorsitzes als Ratsdokumente im Sinne der Verordnung 
1049/2001 gelten. Dies sei jedoch eine völlig andere Angelegenheit, aus der sich keineswegs 
ergebe, dass die Website des Vorsitzes unter der Aufsicht des Rates steht. 

Der Beschwerdeführer mache geltend, dass nirgends in der Geschäftsordnung des Rates 
bestimmt sei, dass der Vorsitz alleine für die Informationen auf seiner Website verantwortlich ist.
Damit würden jedoch die Dinge auf den Kopf gestellt: Der Rat habe schlechterdings nicht die 
Befugnis, einem Mitgliedstaat vorzuschreiben, seine Websites auf eine bestimmte Art und 
Weise zu gestalten. Daraus gehe hervor, dass unabhängig von der inhaltlichen Frage, ob auf 
der Website des Vorsitzes Informationen auf Deutsch angeboten werden sollten (was nach den 
Vorschriften und Gepflogenheiten des Mitgliedstaats von dessen Behörden zu entscheiden ist), 
von einem Missstand beim Rat keine Rede sein könne, da dieser für die Vorsitzwebsite in 
keiner Weise verantwortlich sei. 

Aus den genannten Gründen sei die Beschwerde unbegründet. 

Die Anmerkungen des Beschwerdeführers 

Der Beschwerdeführer führte in seinen Anmerkungen Folgendes aus: 

Der Vorsitz könne nicht Teil des Rates sein, ohne ihm gegenüber verantwortlich zu sein. 

Die Inhalte der Netzauftritte des Ratsvorsitzes bildeten nicht nur eine Ergänzung zur 



5

Ratswebsite, sondern gingen weit über die dortigen Themen hinaus. 

Der Rat habe anerkannt, dass Dokumente des Vorsitzes im Sinne der Verordnung 1049/2001 
Ratsdokumente sind. Da jedoch die Inhalte dieser Website als Dokumente im Sinne von Artikel 
3 Buchstabe a) dieser Verordnung zählten und somit Ratsdokumente seien, würde dies 
bedeuten, dass der Rat seine eigenen Dokumente nicht unter Kontrolle hat. Dies sei eine 
offensichtliche Absurdität. 

Es gehe nicht um einen Mitgliedstaat schlechthin und „seine" (d. h. nationalen) Websites, 
sondern um einen Mitgliedstaat in der Ausübung der Ratspräsidentschaft und um die Websites, 
die er in Verbindung mit dieser Funktion einrichtet. Die Vorschriften und Gepflogenheiten des 
Mitgliedstaates könnten nur bei Tätigkeiten wirksam werden, die nicht zu der Ausübung einer 
Ratspräsidentschaft in Bezug stehen. 

Die Behauptung des Rates, dass er auf seinen Vorsitz, also auf einen Teil seiner selbst, in 
keiner Weise einwirken könne, erscheine widersinnig. Es widerspreche jeder vernünftigen 
Überlegung, dass es ihm unmöglich sein sollte, beispielsweise ein Gesuch oder eine 
Empfehlung an seinen eigenen Vorsitz zu richten. 

Laut Artikel 195 EGV erstrecke sich der Wirkungsbereich des Bürgerbeauftragten jedoch auf die
Gesamtheit der Organe und Institutionen der Europäischen Union, mit Ausnahme des 
Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz. Abgesehen von dieser Ausnahme dürfe es 
demnach keinen Teilbereich geben, der einer Beschwerde nicht zugänglich wäre. Es müsse 
daher die Möglichkeit einer Beschwerde gegen den Vorsitz des Rates geben, entweder auf dem
Umweg über eine Beschwerde gegen den Rat oder auf direktem Wege. 

Die Bemühungen des Bürgerbeauftragten um die 
Erzielung einer einvernehmlichen Lösung 

Nach eingehender Prüfung der Stellungnahme und der Anmerkungen war der 
Bürgerbeauftragte nicht davon überzeugt, dass der Rat auf die Beschwerde angemessen 
reagiert hatte. 

Der Vorschlag für eine einvernehmliche Lösung 

Am 20. Oktober 2005 unterbreitete der Bürgerbeauftragte dem Rat daher folgenden Vorschlag 
für eine einvernehmliche Lösung: 

Der Rat könnte das Ersuchen des Beschwerdeführers, dass die Internetauftritte der 
Ratspräsidentschaften künftig auch in einer deutschen Fassung angeboten werden sollten, 
prüfen. 

Die Stellungnahme des Rates 
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In seiner Stellungnahme machte der Rat folgende Ausführungen: 

Beim Rat könne ein Misstand nur dann vorliegen, wenn er eine bestehende EU-Vorschrift falsch
angewandt habe. Dies könne nicht der Fall sein, wenn der Rat für den Vorgang, über den 
Beschwerde geführt wird, nicht verantwortlich sei. 

Die Gedankenführung des Bürgerbeauftragten sei nicht korrekt. Nach Artikel 203 des 
EG-Vertrags sollten die Mitgliedstaaten den Vorsitz im Rat nacheinander wahrnehmen. Dies 
bedeute natürlich nicht, dass der betreffende Mitgliedstaat in stärkerem Maße Teil des Rates ist 
als irgendein anderer Mitgliedstaat. Es bedeute lediglich, dass dieser Mitgliedstaat  (als solcher,
nicht als Mitglied des Rates) mit der Leitung der Ratstagungen und der damit verbundenen 
Tätigkeiten beauftragt ist. 

In den letzten Jahrzehnten habe sich die Tradition entwickelt, dass die Mitgliedstaaten, die den 
Vorsitz innehaben, diese Zeit nutzen, um sich selbst der Öffentlichkeit besser vorzustellen und 
andere Aktivitäten zu organisieren, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Rates stehen 
können oder auch nicht. So würden beispielsweise viele Vorsitze während ihrer Amtszeit 
kulturelle Aktivitäten organisieren. Diese Aktivitäten und die damit verbundenen Informationen 
verblieben in der Verantwortung des Mitgliedstaates (der den Vorsitz innehat) als solchem. Sie 
könnten natürlich nicht als Aktivitäten des Rates betrachtet werden. 

Gleichermaßen würden Websites, die von diesem Mitgliedstaat und/oder seinen nationalen 
Ministerien betrieben werden, in der Verantwortung des Mitgliedstaates (der den Vorsitz 
innehat) als solchem eingerichtet, finanziert und verwaltet. Sie würden vom Rat weder finanziert
noch verwaltet. Wie der Rat bereits festgestellt habe, gehe dies eindeutig aus den auf diesen 
Websites enthaltenen Haftungsausschlussklauseln hervor. 

Der Bürgerbeauftragte habe in seinem Vorschlag für eine einvernehmliche Lösung erklärt, dass 
ihm keine Vorschriften oder Grundsätze bekannt seien, die den Rat davon abhalten können, 
formelle Aspekte dieser Websites zu erörtern und zu vereinbaren. Diese Bemerkung könne 
keine rechtliche Wirkung haben, da dies im Widerspruch zu einem Grundprinzip des EU-Rechts
stehen würde. Gemäß Artikel 7 Absatz 1 des EG-Vertrags „[..] handelt [jedes Organ] nach 
Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse". Es gebe keine Vorschrift, die 
den Rat ermächtigen würde, auf die von einem bestimmten Mitgliedstaat angewandten 
Sprachregelungen einzuwirken. Auch der Bürgerbeauftragte führe keine solchen Vorschriften 
an. Die Geschäftsordnung des Rates enthalte ebenfalls keine derartigen Vorschriften. 

Insgesamt bedeute die Tatsache, dass diese Websites „Websites des Vorsitzes" genannt 
werden, nicht, dass sie in irgendeiner Weise der Aufsicht des Rates unterstehen. Die 
betreffenden Websites würden nicht vom Vorsitz unterhalten, sondern gemäß Artikel 203 des 
EG-Vertrags von dem Mitgliedstaat, der den Vorsitz innehat. Es bestehe keine 
Rechtsgrundlage, die dem Rat erlaubt, die Mitgliedstaaten zur Anwendung einer bestimmten 
Sprachregelung auf ihren nationalen Websites zu zwingen. 
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Der Rat stellte abschließend fest, dass er daher nicht in der Lage sei, die vom 
Bürgerbeauftragten vorgeschlagene einvernehmliche Regelung in Erwägung zu ziehen; ebenso
wenig könne er zum Inhalt der Angelegenheit Stellung nehmen, da sie nicht in seinen 
Zuständigkeitsbereich falle. 

Die Anmerkungen des Beschwerdeführers 

In seinen Anmerkungen hielt der Beschwerdeführer seine Beschwerde aufrecht. 

Das Fazit des Bürgerbeauftragten 

Nach Prüfung der Stellungnahme des Rates und der entsprechenden Anmerkungen des 
Beschwerdeführers gelangte der Bürgerbeauftragte zu dem Schluss, dass keine 
einvernehmliche Lösung erzielt werden konnte. 

Der Empfehlungsentwurf Bürgerbeauftragten 

Der Empfehlungsentwurf 

Am 21. März 2006 unterbreitete der Bürgerbeauftragte dem Rat gemäß Artikel 3 Absatz 6 
seines Statuts folgenden Empfehlungsentwurf: 

"Der Rat sollte die vom Beschwerdeführer vorgebrachte Bitte prüfen, dass die Internetauftritte 
der Ratspräsidentschaften auch in deutscher Sprache angeboten werden." 

Dieser Empfehlungsentwurf beruhte auf folgenden Erwägungen: 

1 Der Bürgerbeauftragte ist der Auffassung, dass es aufgrund der von den Parteien im 
vorliegenden Fall vorgebrachten Behauptungen notwendig ist, auf drei verschiedene Punkte 
einzugehen, und zwar (1) die Umstände, unter denen Missstände vorliegen können, (2) ob der 
Rat unter irgendwelchen Umständen für die Websites seiner Ratspräsidentschaften 
verantwortlich gemacht werden kann und (3) ob die Wahl der Sprachen bei diesen 
Internetauftritten mit den Grundsätzen einer guten Verwaltungspraxis vereinbar ist. 

2 Zum ersten Punkt  stellt der Bürgerbeauftragte fest, dass der Rat argumentiert, ein Misstand 
könne bei ihm nur dann vorliegen, wenn er eine bestehende EU-Vorschrift falsch angewandt 
hat. Diese Interpretation ist jedoch zu eng und wird dem Begriff des „Missstandes" gemäß 
Artikel 195 des EG-Vertrags nicht gerecht. Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten ergibt sich
ein Missstand dann, wenn eine öffentliche Einrichtung nicht im Einklang mit für sie verbindlichen
Regeln oder Grundsätzen handelt. [4]  Diese Definition wurde vom Europäischen Parlament 
gutgeheißen. [5]  Entgegen der Auffassung des Rates können Missstände also nicht nur dann 
vorliegen, wenn gegen eine Vorschrift verstoßen wurde. 
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3 Zum zweiten Punkt  sollte angemerkt werden, dass Artikel 203 des EG-Vertrags bestimmt, 
dass „[d]er Vorsitz im Rat [...] von den Mitgliedstaaten nacheinander für je sechs Monate 
wahrgenommen [wird]; die Reihenfolge wird vom Rat einstimmig beschlossen". Wie der Rat in 
seiner Stellungnahme zum Vorschlag des Bürgerbeauftragten für eine einvernehmliche Lösung 
richtig feststellte, bedeutet dies nicht, dass der Mitgliedstaat als solcher Teil des Rates wird. 
Wenn ein Mitgliedstaat die Ratspräsidentschaft innehat, so bedeutet dies, dass der betreffende 
Mitgliedstaat für einen befristeten Zeitraum das Amt des Vorsitzes des Rates wahrnimmt. In 
diesem Sinne jedoch ist die Präsidentschaft eindeutig Teil des Rates. Der Bürgerbeauftragte 
weist darauf hin, dass der Rat in seinem Schreiben an den Beschwerdeführer vom 4. März 
2005 erklärte, es stehe außer Streit, dass die jeweilige Präsidentschaft funktionell Teil des 
Rates ist. 

4 Wenn aber die Präsidentschaft funktionell Teil des Rates ist, so hat sie nach Ansicht des 
Bürgerbeauftragten dieselben Pflichten wie dieser, sofern keine spezifischen Gründe dafür 
vorliegen, warum diese Pflichten nicht für sie gelten sollten. 

5 Es liegt auf der Hand, dass diese Schlussfolgerung nur insoweit gilt, als der betreffende 
Mitgliedstaat in seiner Funktion als Vorsitz des Rates tätig ist. Wie der Rat in seiner 
Stellungnahme zum Vorschlag des Bürgerbeauftragten für eine einvernehmliche Lösung richtig 
feststellte, können kulturelle Aktivitäten, die ein Mitgliedstaat während der Zeit organisiert, da er 
den Vorsitz innehat, nicht als Aktivitäten des Rates betrachtet werden. Solche Aktivitäten 
verbleiben in der Tat in der Verantwortung des Mitgliedstaates als solchem. 

6 Der Bürgerbeauftragte hält jedoch eine andere Schlussfolgerung für gerechtfertigt, soweit es 
die Websites der Ratspräsidentschaften anbelangt. 

7 Der Rat erklärt, dass die Frage, welche Sprachen für die Websites der Präsidentschaften 
verwendet werden sollen, nach den Vorschriften und Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten zu 
entscheiden ist, die jeweils den Ratsvorsitz innehaben. Der jeweilige Vorsitz sei für die 
Informationen auf seiner Website allein verantwortlich. 

8 Natürlich steht es den Mitgliedstaaten frei, ihre Websites vorbehaltlich nationaler gesetzlicher 
Einschränkungen nach ihren eigenen Vorstellungen zu gestalten. Es ist jedoch anzumerken, 
dass die betreffenden Websites im vorliegenden Fall als Websites der Präsidentschaft dienen 
und deutlich als solche gekennzeichnet sind. Sie bieten Informationen über die Arbeit der 
Präsidentschaft in der Funktion, die ihr das Gemeinschaftsrecht zuweist. Nach Ansicht des 
Bürgerbeauftragten sind diese Internetauftritte daher nicht als „nationale" Websites anzusehen, 
die außerhalb des Geltungsbereichs des Gemeinschaftsrechts liegen. Dies gilt umso mehr, als 
der Rat selbst der Arbeit des Vorsitzes eine große Bedeutung beimisst. Auf seiner eigenen 
Website ( www.consilium.europa.eu [Link]) gibt der Rat unter der Rubrik „Website des 
Vorsitzes" folgende Erklärung ab: „Der Vorsitz des Rates spielt eine maßgebende Rolle bei der 
Gestaltung der Arbeiten des Organs, insbesondere im Hinblick auf Impulse für das Verfahren 
bei legislativen und politischen Beschlüssen. Aufgabe des Vorsitzes ist es, alle Tagungen zu 
organisieren und deren Vorsitz zu übernehmen sowie Kompromisse auszuarbeiten, mit denen 
sich Problemlösungen finden lassen." 

http://www.consilium.europa.eu/
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9 Die Tatsache, dass diese Websites von den Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten 
unterhalten werden und auch einen ausdrücklichen Hinweis darauf enthalten, hat keinerlei 
Auswirkung auf die obige Schlussfolgerung. Da Artikel 203 des EG-Vertrags bestimmt, dass die
einzelnen Mitgliedstaaten nacheinander den Vorsitz wahrnehmen, erscheint es nur normal, 
dass die Websites der Präsidentschaften von den Behörden der Mitgliedstaaten unterhalten 
werden, die jeweils den Vorsitz innehaben. Auch hält es der Bürgerbeauftragte nicht für 
relevant, dass für die Kosten dieser Websites offenbar die betreffenden Mitgliedstaaten 
aufkommen. Diese Tatsache wäre keine Beweis dafür, dass die entsprechende Aktivität nicht 
als eine Aktivität der Präsidentschaft angesehen werden kann, die in ihrer Funktion als Teil des 
Rates tätig ist. Außerdem erlaubt nichts den Schluss, dass diese Kosten notwendigerweise von 
den einzelnen Mitgliedstaaten getragen werden müssen. Da der Vorsitz funktionell Teil des 
Rates ist, dürfte es nicht ausgeschlossen sein, die Auffassung zu vertreten, dass die Kosten der
entsprechenden Websites dem Gemeinschaftshaushalt angelastet werden könnten. 

10 Das Hauptargument des Rates ist offenbar, dass er nicht die Befugnis habe, einem 
Mitgliedstaat, der den Vorsitz innehat, vorzuschreiben, seine Websites auf eine bestimmte Art 
und Weise zu gestalten, und er für die Vorsitzwebsite in keiner Weise verantwortlich sei. In 
seiner Stellungnahme zum Vorschlag des Bürgerbeauftragten für eine einvernehmliche Lösung 
führte der Rat sogar an, dass die gegensätzliche Auffassung im Widerspruch zu einem 
Grundprinzip des EU-Rechts stehen würde. Gemäß Artikel 7 Absatz 1 des EG-Vertrags nämlich
„[..] handelt [jedes Organ] nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse".

11 Dieses Argument vermag den Bürgerbeauftragten nicht zu überzeugen. Wenn ein 
Mitgliedstaat in seiner Funktion als amtierender Ratsvorsitz eine Website betreibt, handelt er 
dabei als Teil des Rates. Da der vorliegende Beschwerdepunkt somit das Verhältnis zwischen 
dem Rat und seinem Vorsitz, das heißt einem Teil eben dieses Rates, betrifft, kann der 
Bürgerbeauftragte nicht feststellen, wie die von ihm vertretene Position dem in Artikel 7 Absatz 
1 des EG-Vertrags verankerten Grundsatz widersprechen könnte. Der Bürgerbeauftragte stimmt
zu, dass die Entscheidung über die auf einer solchen Website angebotenen Inhalte in erster 
Linie bei dem Mitgliedstaat liegt, der den Vorsitz innehat. Dem Bürgerbeauftragten ist jedoch 
keine Regel und kein Grundsatz bekannt, die den Rat daran hindern könnten, formale Aspekte 
dieser Internetauftritte zu diskutieren und zu beschließen, um die dort angebotenen 
Informationen möglichst breiten Kreisen zugänglich zu machen; also beispielsweise zu erörtern 
und festzulegen, welche Sprachen für diese Websites verwendet werden sollten. Da Artikel 203 
des EG-Vertrags bestimmt, dass der Vorsitz von den Mitgliedstaaten nacheinander 
wahrgenommen wird, würden solche formellen Fragen nicht nur einen bestimmten Mitgliedstaat
betreffen, sondern für alle von Belang sein. 

12 In Anbetracht dessen ist der Bürgerbeauftragte auch weiterhin der Ansicht, dass der Rat 
grundsätzlich verantwortlich gemacht werden kann, was die Websites seines Vorsitzes 
anbetrifft. 

13 Zum dritten  der oben genannten Punkte sollte angemerkt werden, dass der 
Bürgerbeauftragte sich bereits bei anderer Gelegenheit mit der Frage der Sprachenwahl bei 



10

den von Organen und Institutionen der Gemeinschaft veröffentlichten Informationen befasst hat.

14 In seiner Entscheidung vom 14. Juni 2000 in der Beschwerdesache 939/99/ME [6]  betonte 
der Bürgerbeauftragte, dass es darauf ankomme, Dokumente, die für Adressaten außerhalb der
Gemeinschaftsorgane bestimmt sind, in möglichst vielen Sprachen zur Verfügung zu stellen. In 
der heutigen Zeit ist das Internet eines der bedeutendsten Medien für die Information der 
Öffentlichkeit. Daher ist es nach Ansicht des Bürgerbeauftragten besonders wichtig, dafür zu 
sorgen, dass die öffentlichen Websites der Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft für die 
Bürger in möglichst vielen Sprachen zugänglich sind. 

15 Der Rat führte in seiner Stellungnahme an, dass die Websites der Ratspräsidentschaften 
nicht das Ziel hätten, die in allen Gemeinschaftssprachen angebotene Ratswebsite und das 
Dokumentenregister des Rates zu ersetzen, sondern diese ergänzen sollen. Offenbar wollte er 
damit nahe legen, dass es nicht notwendig sei, auf den inhaltlichen Aspekt der Einlassungen 
des Beschwerdeführers näher einzugehen. 

16 Der Bürgerbeauftragte hat einige der betreffenden Websites besucht und ist der Ansicht, 
dass das Argument des Beschwerdeführers, diese Websites seien nicht nur als Ergänzung zur 
Ratswebsite gedacht, sondern gingen inhaltlich weit darüber hinaus, nicht von der Hand zu 
weisen ist. Der Rat selbst führte in seiner Stellungnahme aus, dass man auf diesen Websites 
praktische Informationen über die vorsitzspezifischen Aktivitäten in den jeweiligen sechs 
Monaten erhält, wie z. B. informelle Tagungen, Kulturveranstaltungen und sonstige Aktivitäten 
und Initiativen des Vorsitzes. Derartige Informationen werden auf der eigenen Website des 
Rates nicht unbedingt zur Verfügung gestellt. Doch selbst wenn die Websites des Ratsvorsitzes
lediglich ergänzende Informationen enthalten würden, wären auch diese für die Öffentlichkeit 
von Interesse und sollten daher so weit und so gut wie möglich zugänglich gemacht werden. 

 In Anbetracht der maßgebenden Rolle des Ratsvorsitzes erscheint es umso wichtiger, dass die
auf seinen Websites veröffentlichten Informationen möglichst vielen Bürgern zugänglich sind. 
Zu betonen ist, dass es im vorliegenden Fall nicht um die Inhalte dieser Internetauftritte geht, d. 
h. um die Frage, welche Informationen der Ratsvorsitz zur Verfügung stellt, sondern um die 
Präsentation  der Informationen, d. h. die Frage, ob sie in bestimmten Sprachen angeboten 
werden sollten. 

17 In seiner Entscheidung vom 10. September 2002 zur Beschwerde 1146/2001/IP [7]  vertrat 
der Bürgerbeauftragte die Ansicht, dass die Organe und Einrichtungen der EU soweit wie 
möglich den Bürgern Informationen in ihrer eigenen Sprache zur Verfügung stellen sollten. Er 
fügte jedoch hinzu, ihm sei „keine Regel und kein Grundsatz bekannt, der es ihnen verbieten 
würde, Informationen auf ihrer Internet-Seite in weniger als allen Amtssprachen zur Verfügung 
zu stellen". Insbesondere angesichts der Tatsache, dass die Zahl der Amtssprachen der EU 
mittlerweile auf 20 angestiegen ist, kann es durchaus berechtigte Gründe für eine 
Einschränkung der Zahl der Sprachen geben, in denen die Websites der Präsidentschaft der 
Öffentlichkeit angeboten werden. 

18 Soll die Zahl der Sprachen für den Internetauftritt der Präsidentschaft eingeschränkt werden,
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so muss allerdings nach Ansicht des Bürgerbeauftragten die Wahl der Sprachen auf objektiven 
und vernünftigen Kriterien beruhen. Hier ist auf das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache 
C¤361/01 P Kik gegen Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt  hinzuweisen (bei der es um 
die Sprachenregelung für Verfahren vor dem Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt ging). 
Darin heißt es, dass die Amtssprachen der Gemeinschaft zwar in der entsprechenden Regelung
unterschiedlich behandelt wurden, die vom Rat getroffene Wahl, „die auf die in der 
Europäischen Gemeinschaft bekanntesten Sprachen beschränkt war, jedoch sachgerecht und 
angemessen sei". [8]  Der Beschwerdeführer hat schwerwiegende Argumente vorgetragen, um 
seine Auffassung zu stützen, dass Deutsch mit der Erweiterung von 2004 die am 
zweithäufigsten verwendete Sprache in der EU geworden ist. Nach seiner Ansicht sollten die 
Internetauftritte des Ratsvorsitzes daher auch in einer deutschen Fassung angeboten werden. 
In Anbetracht dieser Argumentation ist der Bürgerbeauftragte der Auffassung, dass die Wahl 
der Sprachen für die Websites der Präsidentschaften tatsächlich überprüft werden sollte. 

19 Der Bürgerbeauftragte stellt jedoch fest, dass es der Rat bislang vermieden hat, zum 
inhaltlichen Aspekt der Einlassungen des Beschwerdeführers Stellung zu nehmen. 

20 In Anbetracht dessen gelangt der Bürgerbeauftragte zu der Schlussfolgerung, dass das 
Versäumnis des Rates, auf die inhaltliche Seite der vom Beschwerdeführers vorgebrachten 
Bitte einzugehen, die Websites der Präsidentschaften künftig auch in einer deutschen Fassung 
anzubieten, einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit darstellt. 

Die begründete Stellungnahme des Rates 

Nach Erhalt des Empfehlungsentwurfs und gemäß Artikel 3 Absatz 6 des Statuts des 
Europäischen Bürgerbeauftragten übermittelte der Rat am 7. Juni 2006 eine begründete 
Stellungnahme. 

In seiner begründeten Stellungnahme machte der Rat folgende Ausführungen: 

Es sei bedauerlich, dass der Bürgerbeauftragte durch die Herausgabe einer Presseerklärung 
offensichtlich schon eine endgültige Position in dieser Angelegenheit eingenommen habe. 
Damit werde die begründete Stellungnahme, um die er den Rat gebeten habe und die ihm nach
Artikel 195 Absatz 1 des EG-Vertrags verfahrensrechtlich garantiert sei, weitgehend 
bedeutungslos. 

Was den Inhalt anbelange, so habe der Rat bereits dargelegt, warum er für die Websites, die 
unter der Aufsicht eines Mitgliedstaats betrieben werden, nicht verantwortlich sei. Der Rat 
unterstütze zwar die Mehrsprachigkeit, die er als einen wichtigen Beitrag zu einer besseren 
Kommunikation mit den Bürgern betrachte, und sei auch bereit, den betreffenden 
Mitgliedstaaten den diesbezüglichen Standpunkt des Bürgerbeauftragten mitzuteilen. Er sei 
jedoch nicht in der Lage, dem Empfehlungsentwurf in irgendeiner anderen Hinsicht Folge zu 
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leisten. 

Im übrigen sei der Rat der Auffassung, dass es hier nicht um einen Missstand in einem Organ 
oder einer Institution der Gemeinschaft gehe und die Frage daher nicht in die Zuständigkeit des 
Bürgerbeauftragten falle. 

Die Anmerkungen des Beschwerdeführers 

In seinen Anmerkungen hielt der Beschwerdeführer seine Beschwerde aufrecht. Er erklärte, 
dass die Wahl der Sprachen in den Websites der Ratspräsidentschaft nicht nach objektiven und
vernünftigen Kriterien getroffen worden sei. Der Beschwerdeführer argumentierte, dass das 
Verständigungspotential (d.h. die Zahl der Bürger, die durch eine bestimmte Sprache erreicht 
werden können) ein solches objektives und vernünftiges Kriterium darstelle. Der 
Beschwerdeführer erklärte ferner, dass die deutsche Sprache daher von der Präsidentschaft für
ihre Internetauftritte immer dann benutzt werden solle, wenn Englisch nicht als einzige Sprache 
verwendet werde. 

Nach Auffassung des Beschwerdeführers war die Vorgehensweise des Rates im vorliegenden 
Fall inakzeptabel. 

Die Beurteilung der begründeten Stellungnahme des Rates 
durch den Bürgerbeauftragten 

Der Bürgerbeauftragte ist der Ansicht, dass die begründete Stellungnahme des Rates keinerlei 
neue Argumente enthält, die sich auf die Bewertung auswirken könnten, die er in seinem 
Empfehlungsentwurf vorgenommen hat. 

Das einzig neue vom Rat in seiner begründeten Stellungnahme vorgetragene Argument betraf 
den seiner Ansicht nach vom Bürgerbeauftragten verübten Verstoß gegen die Verfahrensrechte
des Rates. Der Rat scheint der Ansicht zu sein, dass der Bürgerbeauftragte, bevor er eine 
endgültige Entscheidung über die Frage trifft, ob ein Missstand in der Verwaltungstätigkeit 
vorliegt, die begründete Stellungnahme in Beantwortung des Empfehlungsentwurfs des 
Bürgerbeauftragten abwarten müsste. In diesem Zusammenhang nimmt der Rat auf Artikel 195 
Absatz 1 des EG-Vertrags Bezug. In Artikel 195 Absatz 1 ist jedoch vorgeschrieben, dass der 
Bürgerbeauftragte, wenn er einen Missstand „festgestellt" hat, das betreffende Organ befasst, 
„das über eine Frist von drei Monaten verfügt, um ihm seine Stellungnahme zu übermitteln". 
Ebenfalls ist in Artikel 3 Absatz 6 des Statuts des Bürgerbeauftragten folgendes vorgesehen: 
„Deckt" der Bürgerbeauftragte einen Missstand „auf", so befasst er das betreffende Organ oder 
die betreffende Institution „und unterbreitet gegebenenfalls Entwürfe für Empfehlungen". Es ist 
daher eindeutig klar, dass ein Empfehlungsentwurf nur abgegeben werden kann, nachdem  der 
Bürgerbeauftragte zu der Einschätzung gelangt ist, dass ein Missstand vorliegt. 

Der Bürgerbeauftragte hält es für erwähnenswert, dass er dem Rat vor Übermittlung seines 
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Empfehlungsentwurfs zwei Gelegenheiten gegeben hat, sich in dieser Angelegenheit zu 
äußern, und zwar zum ersten, als er dem Rat die Beschwerde mit dem Ersuchen um 
Stellungnahme übermittelte, und zum zweiten, als er den Rat um Anmerkungen zu seinem 
Vorschlag für eine einvernehmliche Lösung ersuchte. Die Behauptung des Rates, im 
vorliegenden Fall sei gegen sein Recht auf Anhörung verstoßen worden, ist somit eindeutig 
unbegründet. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass der Bürgerbeauftragte nach Feststellung eines Missstands im
Rahmen eines Empfehlungsentwurfs diese Einschätzung ändern könnte, wenn das Organ in 
seiner begründeten Stellungnahme stichhaltige Gründe vorlegt, die eine solche Überprüfung 
erforderlich machen würden. Die Auffassung des Rates, dass der Bürgerbeauftragte keine 
„endgültige" Schlussfolgerung zieht, bevor er die begründete Stellungnahme erhalten und 
geprüft hat oder die Frist für die Einreichung der begründeten Stellungnahme verstrichen ist, 
trifft daher zu. Der Bürgerbeauftragte prüft daher sorgfältig die im Rahmen einer solchen 
begründeten Stellungnahme übermittelten Anmerkungen, bevor er über die weitere 
Vorgehensweise in einem solchen Fall entscheidet. Der Rat hat es jedoch wie bereits erwähnt 
unterlassen, in seiner begründeten Stellungnahme im vorliegenden Fall irgendwelche neuen 
substantiellen Argumente zu übermitteln. 

Die Empfehlung des Bürgerbeauftragten 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen gelangt der Bürgerbeauftragte zu folgenden 
Schlussfolgerungen: 

(1) Der Rat ist für die auf seinen Präsidentschafts-Websites verwendeten Sprachen 
verantwortlich; 

(2) die Informationen auf den Websites der Ratspräsidentschaft sollten idealerweise in allen 
Amtssprachen der Gemeinschaft verfügbar sein; 

(3) soll die Zahl der Sprachen für den Internet-Auftritt der Präsidentschaft eingeschränkt 
werden, so muss die Wahl der Sprachen auf objektiven und vernünftigen Kriterien beruhen; und

(4) die Weigerung des Rates, auf die inhaltliche Seite der vom Beschwerdeführer vorgebrachten
Bitte einzugehen, die Websites der Präsidentschaften künftig auch in einer deutschen Fassung 
anzubieten, ist daher ungerechtfertigt und stellt einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit dar.

In Anbetracht des Vorstehenden richtet der Bürgerbeauftragte seinen Empfehlungsentwurf 
nunmehr in Gestalt folgender Empfehlung an den Rat: 

Der Rat sollte die vom Beschwerdeführer vorgebrachte Bitte prüfen, dass die Internetauftritte 
der Ratspräsidentschaften auch in deutscher Sprache angeboten werden. 

Das Europäische Parlament könnte erwägen, die Empfehlung als Entschließung anzunehmen. 



14

Straßburg, den 30. November 2006 
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